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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Aufnahme von Krediten 
durch die Treuhandanstalt 
(Treuhandkreditaufnahmegesetz — THA KredG) 


A. Zielsetzung 

Die Kreditaufnahme der Treuhandanstalt wurde durch Artikel 25 
Abs. 4 des Einigungsvertrages in den Jahren 1990 und 1991 auf 
insgesamt 25 Mrd. DM begrenzt. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll eine Anschlußrege- 
lung für die Jahre 1992 bis 1994 geschaffen und darüber hinaus die 
Kreditaufnahme der Treuhandanstalt an den Kapitalmärkten 
erleichtert werden. 


B. Lösung 

Begrenzung der Kreditaufnahme auf 30 Mrd. DM je Wirtschafts- 
jahr. 

Bei unabweisbarem Mehrbedarf kann der Bundesminister der 
Finanzen mit Einwilligung des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages den Kreditrahmen um bis zu 8 Mrd. DM 
erhöhen. 

Haftung des Bundes für die von der Treuhandanstalt aufgenom- 
menen Kredite sowie Gleichstellung der Schuldverschreibungen 
der Treuhandanstalt mit denen des Bundes bei öffentlichem 
Verkauf sowie der Zulassung zum amtlichen Handel und zum 
geregelten Markt. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Haushalte der Gebietskörperschaften werden durch den 
Gesetzentwurf nicht belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. März 1992 

021 (422) — 550 05 — Kr 47/92 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung der Aufnahme von Krediten durch die Treuhandanstalt 
(Treuhandkreditaufnahmegesetz — THA KredG) mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 639. Sitzimg am 14. Februar 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Gnmdgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Aufnahme von Krediten 
durch die Treuhandanstalt 
(Treuhandkreditaufnahmegesetz — THA KredG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§1 

(1) Die Treuhandanstalt wird ermächtigt, in den 
Wirtschaftsjahren 1992 bis 1994 Kredite bis zur Höhe 
von 30 Milliarden Deutsche Mark je Wirtschaftsjahr 
aufzunehmen. Die Übernahme von Altkrediten von 
Unternehmen, an denen die Treuhandanstalt direkt 
oder indirekt beteiligt ist, ist nicht auf den Kreditrah- 
men nach Satz 1 anzurechnen. Altkredite sind alle in 
der Mark- Schlußbilanz zum 30. Juni 1990 ausgewie- 
senen Kredite, die im Verhältnis 2 zu 1 in die DM- 
Eröffnungsbilanz übernommen wurden. Dem Kredit- 
rahmen nach Satz 1 wachsen die Beträge zu, die zur 
Tilgung von in den Wirtschaftsjahren 1992 bis 1994 
fällig werdenden Krediten erforderlich sind. 

(2) Die Inanspruchnahme des Kreditrahmens nach 
Absatz 1 Satz 1 für die Wirtschaftsjahre 1993 und 1994 
bedarf der Einwilligung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages, die vom Bundesminister 
der Finanzen eingeholt wird. 


§2 

(1) Die Treuhandanstalt wird ermächtigt, ab Okto- 
ber eines Wirtschaftsjahres im Vorgriff auf den Kredit- 
rahmen des nächsten Wirtschaftsjahres Kredite bis zur 
Höhe von fünf Milliarden Deutsche Mark aufzuneh- 
men. Die danach aufgenommenen Kredite sind auf 
den Kreditrahmen des nächsten Wirtschaftsjahres 
anzurechnen. § 1 Abs. 2 findet keine Anwendung. 

(2) Auf den Kreditrahmen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ist 
bei Schuldverschreibungen in abgezinster Form der 
Nettobetrag anzurechnen. 


(3) Die Treuhandanstalt wird ermächtigt, zum 
Ankauf ihrer Schuldtitel im Wege der Marktpflege 
Kredite ohne Anrechnung auf den Kreditrahmen nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 aufzunehmen. 


§3 

Der Bundesminister der Finanzen kann den nicht 
ausgenutzten Kreditrahmen eines Wirtschaftsjahres 
auf das folgende Wirtschaftsjahr übertragen. Bei 
unabweisbarem Mehrbedarf kann er mit Einwilligung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges eine Überschreitung des jährlichen Kreditrah- 
mens nach § 1 Abs. 1 Satz 1 um bis zu 8 Milliarden 
Deutsche Mark zulassen. 


§4 

Der Bund haftet für die von der Treuhandanstalt 
aufgenommenen Kredite. 


§5 

Die §§ 41, 74 des Börsengesetzes und § 3 Nr. 1 des 
Wertpapier- Verkaufsprospektgesetzes vom 13. De- 
zember 1990 (BGBl. I S. 2749) gelten auch für Schuld- 
verschreibungen der Treuhandanstalt. 


§6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1992 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 


Gemäß Artikel 25 Abs. 4 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 wurde die Treuhandanstalt ermäch- 
tigt, Kredite bis zu insgesamt 25 Milliarden Deutsche 
Mark aufzunehmen. Die Regelung ist seinerzeit auf 
die Jahre 1990 und 1991 beschränkt worden, weil 
davon ausgegangen wurde, daß die Treuhandanstalt 
in den Folgejahren keine weiteren Kredite werde 
aufnehmen müssen und die aufgenommenen Kredite 
aus den Privatisierungseinnahmen zurückführen 
könne. 


Die tatsächliche Entwicklung hat gezeigt, daß die 
damaligen Erwartungen nicht erfüllt werden. Der 
Umfang und die Werthai tigkeit des Treuhand- Vermö- 
gens sind weit überschätzt und der Finanzbedarf für 
die Durchführung der der Treuhandanstalt übertrage- 
nen Aufgaben deutlich unterschätzt worden. Daher 
wird die Treuhandanstalt auch in den kommenden 
Jahren ihren Finanzbedarf in erheblichem Umfang 
durch Kredite decken müssen. 


Als Unternehmen i. S. d. § 112 Abs. 2 Bundeshaus- 
haltsordnung kann die Treuhandanstalt grimdsätzlich 
in eigener Verantwortung Kredite aufnehmen. Aus 
der Sicht des Bundes ist es jedoch erforderlich, hierfür 
der Treuhandanstalt auch künftig eine gesetzliche 
Obergrenze vorzugeben, wie dies für die Jahre 1990 
und 1991 bereits durch Artikel 25 Abs. 4 des Eini- 
gungsvertrages erfolgt ist. Der Bundesminister der 
Finanzen wird im Rahmen seiner Rechts- und Fach- 
aufsicht die Verwendung der Kredite durch die Treu- 
handanstalt kritisch begleiten. 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt die Kreditauf- 
nahme der Treuhandanstalt in den Jahren 1992 bis 
1994 und schafft darüber hinaus Voraussetzungen für 
eine möglichst kostengünstige Kreditfinanzierung. 

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden 
durch den Gesetzentwurf nicht belastet. 


Auswirkimgen der beabsichtigten Kreditaufnahme 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau sind zwar nicht auszu- 
schließen. Sie lassen sich aber im Voraus nicht quan- 
tifizieren. Die Beschränkung der Kreditaufnahme, die 
Abstimmung mit dem Bundesminister der Finanzen 
und die vorgesehene Einwilligung des Haushaltsaus- 
schusses zur Inanspruchnahme des Kreditrahmens 
dürften jedoch auf preisliche Auswirkungen eher 
einschränkend wirken. 


B. Besonderer Teil 


Zu§l 

Die vorgesehene Anschlußregelung zu Artikel 25 
Abs. 4 des Einigungsvertrages ermächtigt in Absatz 1 
Satz 1 die Treuhandanstalt zur Aufnahme der erfor- 
derlichen Kredite bis zur Höhe von 30 Mrd. DM je 
Wirtschaftsjahr. Dabei wird in Absatz 1 Satz 2 klarge- 
stellt, daß die Übernahme sogenannter Altkredite von 
Treuhand-Unternehmen — wie bisher — nicht auf 
den Kreditrahmen nach Absatz 1 Satz 1 anzurechnen 
ist. Andere von Treuhand-Unternehmen übernom- 
mene Kredite sind auf den Kreditrahmen anzurech- 
nen. In Anlehnung an die entsprechende Bestimmung 
des Haushaltsgesetzes 1991 (§2 Abs. 2 Satz 1) ist die 
Treuhandanstalt nach Absatz 1 Satz 3 weiterhin 
ermächtigt, fällig werdende Kredite umzuschulden. 

Allein die Privatisierung, die Sanierung und die Stil- 
legimg nicht sanierungsfähiger Betriebe führen in den 
nächsten Jahren zu einem Überhang der Ausgaben 
über die Einnahmen. Die Ursachen hierfür liegen in 
geringeren Privatisierungserlösen als erwartet, in 
unabweisbaren Kapitalzuführungen an sanierungsfä- 
hige, zunächst aber nicht privatisierbare Unterneh- 
men und in Verlusten aus der Abwicklung stillzule- 
gender Betriebe. Bei einem zunächst anhaltend hohen 
Niveau der Ausgaben muß spätestens im Jahre 1993 
mit einem Rückgang der Privatisierungs erlöse ge- 
rechnet werden. Zu weiteren Belastungen führen die 
von den Unternehmen übernommenen Altkredite, der 
Anteil der Treuhandanstalt von 50 v. H. an den Zins- 
aufwendungen des Kreditabwicklungsfonds, Ab- 
wicklungskosten der Staatlichen Versicherimg der 
DDR und Ausgleichszahlungen bei der Rückübertra- 
gung enteigneter Unternehmen oder Entschädigun- 
gen gemäß § 6 VermG. 

Die Größenordnung der Kreditermächtigung läßt es 
geboten erscheinen, ihre Inanspruchnahme in den 
Wirtschaftsjahren 1993 und 1994 von der Einwilligung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges abhängig zu machen. Die Einwilligung zum 
Kreditrahmen für das Wirtschaftsjahr 1992 erfolgt mit 
dem Erlaß dieses Gesetzes. 


Zu §2 

Die den entsprechenden Regelungen des Haushalts- 
gesetzes 1991 (§ 2 Abs. 3 bis 5) nachgebildeten Be- 
stimmungen sichern die Flexibilität der Treuhand- 
anstalt bei der technischen Abwicklung der Kreditauf- 
nahme hinsichtlich der Vorsorge für das jeweils näch- 
ste Wirtschaftsjahr, der Ausgabe von Schuldverschrei- 
bungen in abgezinster Form und der Marktpflege. 
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Zu §3 

Die zunächst noch hohe Prognoseunsicherheit über 
den Finanzbedarf der Treuhandanstalt wird erst im 
Zeitablauf abnehmen. Hinzu kommt, daß vor allem 
die Einnahmen der Treuhandanstalt eher diskontinu- 
ierlich und jedenfalls nicht zeitgleich mit den Ausga- 
ben anfallen. Aus diesen Gründen kann der Kredit- 
rahmen nicht abschließend auf einen festen Jahres- 
betrag begrenzt werden. Eine solche Begrenzung 
würde bewirken, daß unvorhergesehene Ausgaben 
aufgrund rechtlicher Verpflichtungen zu Lasten ande- 
rer Bereiche gedeckt werden müßten. Dies würde vor 
allem die Privatisierung, Sanierung und Stillegung 
betreffen. Deshalb sieht § 3 im Interesse einer flexib- 
len Handhabung vor, daß der nicht ausgenutzte 
Kreditrahmen eines Wirtschaftsjahres auf das fol- 
gende Jahr übertragen und der Kreditrahmen nach 
§ 1 bei unabweisbarem Mehrbedarf um bis zu 8 Mrd. 
DM überschritten werden kann. Diese Regelung 
schließt an Artikel 27 Abs. 1 Satz 3 des Staatsvertra- 
ges und Artikel 25 Abs. 4 Satz 3 des Einigungsvertra- 
ges an, die ebenfalls die Möglichkeit einer Erhöhung 
vorsahen. 

Für die Überschreitung des gesetzlich vorgegebenen 
Kreditrahmens nach § 1 ist die Einwilligung des 
Flaushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
erforderlich. 


Zu § 4 

Die Treuhandanstalt ist eine bundesunmittelbare 
Anstalt des öffentlichen Rechts, für die der Bund als 
Anstaltsträger verantwortlich ist. Danach wird der 
Bund die Treuhandanstalt in die Lage versetzen, 
fällige Verbindlichkeiten fristgerecht zu erfüllen. Um 
diese sich aus dem Anstaltsrecht ergebende Rechts- 
lage für die Zwecke der Kreditaufnahme insbeson- 
dere gegenüber ausländischen Kreditgebern zu ver- 


deutlichen, enthält § 4 die Haftung des Bundes für die 
von der Treuhandanstalt aufgenommenen Kredite. 
Diese Haftung im Verhältnis zu Dritten läßt die 
künftige Zuordnung verbleibender Schulden der 
Treuhandanstalt auf Bund und Länder unberührt. 

Der Bundesminister der Finanzen wird im Rahmen 
seiner Rechts- und Fachaufsicht sicherstellen, daß die 
Treuhandanstalt die Kredite im Einvernehmen mit 
ihm aufnimmt. 


Zu § 5 

Die Verantwortlichkeit des Bundes aus der Anstalts- 
last und die Haftung für die von der Treuhandanstalt 
aufgenommenen Kredite geht über seine Haftung für 
Sondervermögen hinaus, die auf deren Vermögen 
beschränkt ist. Das rechtfertigt, die für den Bund, 
seine Sondervermögen und die Länder geltenden 
Ausnahmevorschriften der §§41, 74 Börsengesetz 
und des § 3 Nr. 1 des Wertpapier- Verkaufsprospekt- 
gesetzes auf die Treuhandanstalt zu erstrecken. Somit 
kann die Treuhandanstalt Schuldverschreibungen 
auch ohne Veröffentlichung eines Börsenprospektes 
in den amtlichen Handel an den deutschen Wertpa- 
pierbörsen und den geregelten Markt einführen sowie 
auch außerhalb der Börse ohne Veröffentlichung 
eines Verkaufsprospektes öffentlich anbieten. Im Hin- 
blick auf die Haftung des Bundes ist § 5 mit den 
einschlägigen Richtlinien der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vereinbar. 


Zu §6 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in 
Kraft. Die bis zur Verkündung des Gesetzes im Jahre 
1992 bereits auf genommenen Kredite sind deshalb 
auf den Kreditrahmen nach § 1 anzurechnen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 639. Sitzung am 14. Fe- 
bruar 1992 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt 
Stellung zu nehmen: 


1. Zu § 4 Sätze 2 bis 4 — neu — 

In § 4 werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: 

„Die Kreditaufnahme erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und im Rahmen 
der zwischen dem Bund, seinen Sondervermögen 
und den Ländern nach § 18 Abs. 3 Stabilitätsgesetz 
(StWG) stattfindenden Abstimmungen. §§ 19 bis 22 
Stabilitätsgesetz finden auf die Treuhandanstalt 
entsprechende Anwendung. Die Treuhandanstalt 
begibt Anleihen, Schatzanweisungen und Schatz- 
wechsel im Benehmen mit der Deutschen Bundes- 
bank. " 

Begründung 

Durch § 5 sollen die für den Bund, seine Sonder- 
vermögen und die Länder geltenden Ausnahme- 
vorschriften, die den Zugang zum Kapitalmarkt 
erleichtern, auch für die Treuhandanstalt erweitert 
werden. Im Gegenzug ist es dann erforderlich, die 
Treuhandanstalt auch in die bestehenden bewähr- 
ten Abstimmungs- und Kontrollmechanismen für 
die Kreditaufnahme der öffentlichen Hände einzu- 
binden. 

1. Die Treuhandanstalt wird mit diesem Gesetz- 
entwurf faktisch in den Stand eines Sonderver- 
mögens des Bundes mit Bundesgarantie ver- 
setzt. Der damit verbundene erleichterte Zu- 
gang zu den Kapitalmärkten und die verbilligte 
Kreditaufnahme sind zu begrüßen. Gleichzeitig 
weist der Entwurf aber Mängel in der notwen- 
digen Abstimmung auf: 

— Die Treuhandanstalt wird nicht in die Kon- 
troll- und Abstimmungsmechanismen einge- 
bunden, wie sie für Bund, Sondervermögen 
und Länder üblich sind (z. B. Anleihefahr- 
plan nach § 22 StWG, Ausschuß für Kredit- 
fragen der öffentlichen Hand nach § 18 
Abs, 3 StWG). 

— Eine Benehmensherstellung gemäß § 20 
Abs. 2 Bundesbankgesetz ist nicht vorgese- 
hen. 

2. Eine Beeinträchtigung oder gar Gefährdung der 
Wertpapier-Emissionen der öffentlichen Hände 
ist nicht ausgeschlossen, wenn zukünftig die 
Treuhandanstalt mit großem Volumen die glei- 
chen Instrumente wie diese nutzt (Kassenobli- 


gationen/Schatzanweisungen und Anleihen) 
und weder den Zeitpunkt abstimmt noch die 
Konditionen marktverträglich gestaltet. Das 
Kreditreferat des Bundesministers der Finanzen 
verfügt über die Marktinformationen und die 
Sachkompetenz, die der Treuhandanstalt die 
Kreditaufnahme weiter erleichtern werden. 
Eine einvernehmliche Kreditaufnahme bedeu- 
tet keine Beeinträchtigung der Unabhängigkeit, 
vielmehr wird die in Artikel 25 Abs. 5 des Eini- 
gungsvertrages für Gewährleistungen vorgese- 
hene Einvernehmensregelung übernommen. 

3. In der Begründung zu § 4 des Entwurfs wird 
festgestellt, daß „die zukünftige Zuordnung ver- 
bleibender Schulden der Treuhandanstalt auf 
Bund und Länder unberührt" bleibt. Unbescha- 
det der Aufteilung muß bereits jetzt sicherge- 
stellt sein, daß die weitere Neuverschuldung 
von jährlich 30 Mrd. DM und die Refinanzierung 
der bis jetzt aufgelaufenen, teilweise kurzfristi- 
gen Verbindlichkeiten für die zukünftigen 
Schuldner verträglich gestaltet wird. Dies kann 
nur durch die Einbindung der Treuhandanstalt 
in die bestehenden Abstimmungs- und Kontroll- 
mechanismen der öffentlichen Kreditaufnahme 
geschehen. 


2. Allgemeines 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß der Bund bei 
Auflösung der Treuhandanstalt allein die verblei- 
benden Schulden zu übernehmen hat. 

Begründung 

Artikel 25 Abs. 4 Satz 2 des Einigungsvertrages 
sieht vor, daß die Kredite der Treuhandanstalt bis 
zum 31. Dezember 1995 zurückgeführt werden 
sollen. Von der Bundesregierung selbst als reali- 
stisch angesehene Schätzungen gehen dagegen 
von einer verbleibenden Verschuldung der Treu- 
handanstalt von 200 bis 250 Mrd. DM aus. 

Die Bundesregierung deutet darüber hinaus in der 
Begründung zu § 4 des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs an, bei Auflösung der Treuhandanstalt die 
verbleibenden Schulden auf Bund und Länder zu 
verteilen. Eine solche Verteilung kommt nach Auf- 
fassung des Bimdesrates nicht in Betracht. Die 
Treuhandanstalt ist eine bundesunmittelbare An- 
stalt des öffentlichen Rechts, für die der Bund als 
Anstaltsträger verantwortlich ist. Danach trägt er 
auch die alleinige Verantwortung für die bei Auf- 
lösung der Treuhandanstalt verbleibenden Schul- 
den, 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 (§ 4) 

Der Vorschlag des Bundesrates zur Ergänzung des § 4 
zielt darauf ab, zum einen die Kreditaufnahme der 
Treuhandanstalt in den bestehenden Abstimmungs- 
mechanismus für die Kreditaufnahme des Bundes, 
seiner Sondervermögen und der Länder einzubezie- 
hen rmd zum anderen das Benehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank bei der Begebung von Anleihen, 
Schatzanweisungen und Schatzwechseln herzustel- 
len. 

Die Brmdesregierrmg stimmt mit der erstgenannten 
Zielsetzung überein; sie hat dies bereits in der Begrün- 
dung zu § 4 zum Ausdruck gebracht. Im Rahmen 
seiner Rechts- und Fachaufsicht stellt der Bundesmi- 
nister der Finanzen weiterhin sicher, daß die Kredit- 
aufnahme der Treuhandanstalt nur mit seinem Ein- 
vernehmen erfolgt. Dabei wird die notwendige Koor- 
dinierung mit der Kreditaufnahme der öffentlichen 
Hand gewährleistet. Schon aus diesem Grund ist die 
vorgeschlagene Ergänzung des § 4 nicht erforderlich. 
Artikel 25 Abs. 1 Satz 3 Einigungs vertrag begründet 
die generelle Verpflichtung des Bundesministers der 
Finanzen zur Fach- und Rechtsaufsicht über die Treu- 
handanstalt; sie umfaßt deren gesamten Tätigkeitsbe- 
reich. Es besteht kein Bedarf, diese Verpflichtung für 
einen einzelnen Bereich durch die vorgeschlagene 
gesetzliche Regelung besonders hervorzuheben. 
Durch eine solche Regelung für ein einzelnes Tätig- 
keitsgebiet der Treuhandanstalt würde der unzutref- 
fende Eindruck erweckt, als ob die Ausübung der 
Fach- und Rechtsaufsicht auch für andere Gebiete 
einer besonderen gesetzlichen Regelung bedürfte. 
Auch zur Vermeidung eines solchen Mißverständnis- 
ses sollte die vorgesehene Ergänzrmg des § 4 imter- 
bleiben. 

Zur weiteren Forderung des Bundesrates, das Beneh- 
men mit der Deutschen Bundesbank bei der Bege- 
brmg von Emissionen herzustellen, ist anzumerken, 
daß die Deutsche Bundesbank ihre Bereitschaft signa- 
lisiert hat, Emissionen der Treuhandanstalt zu beglei- 


ten. Der Bundesminister der Finanzen stellt im Rah- 
men seiner Fach- und Rechts auf sicht sicher, daß die 
Treuhandanstalt Schuldverschreibungen im Beneh- 
men mit der Deutschen Bimdesbank begibt. Eine 
gesetzliche Regelung über die Benehmensherstellung 
ist daher nicht erforderüch. 


Zu Nummer 2 (Allgemeines) 

In seiner Entschließung vertritt der Bundesrat die 
Auffassung, daß verbleibende Schulden der Treu- 
handanstalt bei ihrer Auflösung allein vom Bund zu 
übernehmen seien. 

Bei Abschluß des Vertrages vom 18. Mai 1990 über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik (Staatsver- 
trag) und des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 waren beide Vertragspartner davon ausgegan- 
gen, daß die Privatisierung des volkseigenen Vermö- 
gens einen Überschuß ergeben würde. Dementspre- 
chend enthalten Artikel 26 Abs. 4, Artikel 27 Abs. 3 
des Staatsvertrages sowie Artikel 23 Abs. 4 und Arti- 
kel 25 Abs. 3 des Einigungs Vertrages Vorschriften 
über die Verwendung des volkseigenen Vermögens 
zugunsten des Beitritts gebiets. Es sollte u. a. für die 
Tilgung der aufgelaufenen Gesamtverschuldimg des 
Republikhaushaltes verwendet werden. Ein durch 
einen Überschuß der Treuhandanstalt nicht gedeckter 
Rest soll j e zur Hälfte auf den Bund und die Länder des 
Beitrittsgebietes verteilt werden. Damit sollte das 
Gesamtergebnis der Treuhandanstalt unmittelbar in 
das Gesamtvolumen der auf den Bund und die Länder 
des Beitritts gebietes zu verteilenden Schulden einflie- 
ßen. Nach Auffassung der Bundesregierung ergibt 
sich daraus die Verpflichtung der Länder des Beitritts- 
gebietes, sich auch an einer verbleibenden Verschul- 
dung der Treuhandanstalt zu beteiligen. Über diese 
Frage wird jedoch erst zu gegebener Zeit zu entschei- 
den sein; für die Behandlrmg des vorliegenden 
Gesetzentwurfs ist sie ohne Bedeutung. 
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